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Text

IV. TEIL

Interventionen; behérdliche Uberwachung des Radioaktivitatsgehaltes in Umwelt und
Waren sowie Abschatzung der Bevilkerungsdosen

Anwendungsbereich fir und Durchfliihrung von Interventionen

8 36l. (1) Die Bestimmungen gemdR Abs. 2 und 3 sind anzuwenden auf Interventionen im Fall
radiologischer Notstandssituationen oder im Fall einer andauernden Exposition auf Grund der Folgen
einer radiologischen Notstandssituation oder eines Umganges mit Strahlenquellen in der Vergangenheit.

(2) Durchfiihrung und Umfang sdmtlicher Interventionen sind unter Beachtung der nachstehenden
Grundsétze zu prifen:

1. Eine Intervention hat nur zu erfolgen, wenn die Minderung der gesundheitlichen
Beeintrachtigung durch Strahlung ausreicht, um den Schaden und die Kosten einschlieBlich der
volkswirtschaftlichen Kosten der Intervention zu rechtfertigen.

2. Form, Umfang und Dauer der Intervention sind so zu optimieren, dass der Nutzen der Minderung
der gesundheitlichen Beeintrachtigung abziglich des mit der Intervention verbundenen Schadens
maximiert wird.

3. Mit der Intervention befasste Arbeitskrafte oder Mitglieder des Interventionspersonals sind
physikalisch und erforderlichenfalls &rztlich zu Giberwachen.
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(3) Der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat durch
Verordnung insbesondere festzulegen:

1.
. Inhalt und Umfang gesamtstaatlicher und ortlicher Interventionspléne,

. Art und Weise der Uberpriifung dieser Interventionspléne,

. Form, Inhalt und Umfang von Ubungen zur Uberpriifung der Interventionspléne,

. Meldepflichten,

. Mindestanforderungen fiir besondere Interventionsteams fiir technische, medizinische und
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10.

11.

angemessene Interventionsschwellen,

gesundheitliche Interventionen,

. Mindestanforderungen fiir die Schulung der Interventionsteams geméR Z 6,
. Regelungen fiir berufsbedingte Notfallexpositionen im Zusammenhang mit Interventionen,
. Regelungen Uber eine physikalische und é&rztliche Kontrolle von Personen, die im

Zusammenhang mit Interventionen tatig werden, sowie damit verbundene Melde- und
Nachweispflichten,

wer in welchem Umfang Notfallsituationen zu bewerten und deren Folgen sowie die
Wirksamekeit der veranlassten Interventionen aufzuzeichnen hat,

Art und Umfang der Information militérischer Dienststellen fur den Fall einer Assistenzleistung
des Bundesheeres gemal’ § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 146/2001, soweit diese
fur MaBnahmen zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen durch Gefahren vor
ionisierender Strahlung im Rahmen grofRraumiger radioaktiver Kontaminationen erforderlich sind
und diese dem Bundesminister flir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur
Verfligung stehen.

Anmerkung
Fassung zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 137/2004

Schlagworte
Meldepflicht

Zuletzt aktualisiert am
18.06.2020

Gesetzesnummer
10010335

Dokumentnummer
NOR40058959

www.ris.bka.gv.at Seite 2 von 2



	IV. TEIL
	Interventionen; behördliche Überwachung des Radioaktivitätsgehaltes in Umwelt und Waren sowie Abschätzung der Bevölkerungsdosen


